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WALDSTADT Bald liegt dem
Gemeinderat ein Papier zur
Stadtentwicklung vor – inklu-
sive Waldstadt. Die Vision hat
im Rat wohl Unterstützung.

6000 bis 8000 neue Einwohner
könnten einst im Norden Berns
wohnen – dort, wo heute zwi-
schen Autobahn und Länggasse
ein Streifen des Bremgarten-
walds steht. Die Chiffre für
die markante Stadterweiterung
heisst «Waldstadt Bremer».
Demnächst geht es ein Stück wei-
ter in der Chancenbeurteilung.
Das Stadtplanungsamt ist seit
längerer Zeit mit der Evaluation
einer Stadterweiterung beschäf-
tigt, Thema ist auch die Wald-
stadt. In den nächsten Wochen
soll dem Gemeinderat laut Stadt-
planer Mark Werren ein Zwi-
schenbericht abgegeben werden.

Die Haltung des Gemeinderats
zur Vision Waldstadt dürfte posi-
tiv ausfallen. Stadtpräsident Ale-
xander Tschäppät (SP) etwa geht
zwar davon aus, dass die Umset-
zung wegen der gesetzlichen
Rahmenbedingungen «extrem
schwierig» sei. Grundsätzlich fin-
det er aber die Idee richtig, dass
Stadterweiterungen im beste-
henden, urbanen Raum stattfin-
den sollten, weil hier die Infra-
struktur bereits vorhanden sei.
«Dies gilt auch dann, wenn Grün-
flächen davon betroffen sind»,
sagt Tschäppät. Die Frage sei:
«Welches Grün ist wie viel wert?»
Pro Waldstadt treten auch Ursula
Wyss (SP) und Reto Nause (CVP)
auf. Wyss ist Präsidentin des För-
dervereins Waldstadt Bremer,
wird dieses Amt aber in diesem
Frühjahr wegen ihres Gemeinde-
ratsmandats abgeben. Reto Nau-
se ist im Vereinsvorstand, «aus
persönlicher Überzeugung und
schon seit meiner Zeit im Stadt-
rat», wie er sagt.

Kritisch gegenüber der Idee
Waldstadt steht die neu gewählte
Franziska Teuscher (GB). Sie ist
im Vorstand des Vereins Pro
Bremgartenwald, der sich ge-
gen Rodungen für «fantastische
Wohnbauprojekte» wehrt. Nicht
in die Karten blicken lässt sich
Alexandre Schmidt (FDP). Im
Wahlkampf sprach er davon, dass
man mehr über das Projekt wis-
sen müsse, bevor man ein Urteil
fällen könne. Als Gemeinderat
will sich Schmidt zurzeit nicht
äussern.

Auch das Volk wird sich äus-
sern können. Die SVP-Initiative
gegen die Planung Waldstadt ist
wohl zustande gekommen (wir
berichteten). wrs

Support im
Gemeinderat

Die Stadtbehörden wollen selber entscheiden, wann Bars und
Clubs in der Nacht ihre Tore schliessen müssen. Noch liegt diese
Kompetenz beim Regierungsstatthalter. Gelingt der Plan von
Sicherheitsdirektor Reto Nause (CVP), dürfte in der Hauptstadt
die Polizeistunde fallen – zumindest für Clubs in der Partymeile.

Tanzen rund um die Uhr: Reto Nause will die Polizeistunde für Clubs aufheben
STADT BERN NACHTLEBEN

Die Berner Nachtlebenlobby er-
hält Unterstützung aus dem Ge-
meinderat. Erstmals macht sich
mit Sicherheitsdirektor Reto
Nause (CVP) ein Regierungsmit-
glied in der Öffentlichkeit stark
für liberalere Cluböffnungszei-
ten. «Wir wollen die Rahmenbe-
dingungen für unser Nachtleben
in Zukunft selber ausarbeiten»,
hat Reto Nause gestern an einer
Medienkonferenz des Schwei-
zerischen Städteverbandes
gefordert. Zurzeit liegt die Bewil-
ligungskompetenz für Gastrobe-
triebe beim Regierungsstatthal-
ter Christoph Lerch (SP). Er ent-
scheidet somit auch über die Öff-
nungszeiten der Stadtberner
Restaurants, Bars und Clubs. «Es
ist unpraktisch, wenn für Bern
die gleichen Regeln gelten wie für
Hilterfingen», betont Reto Nau-

se. Nur wenn die Städte mehr
Kompetenzen erhielten, könn-
ten sie die spezifischen Probleme
im Nachtleben auf adäquate Wei-
se lösen. Dazu bräuchte es eine
Änderung des kantonalen Gast-
gewerbegesetzes. Ein entspre-
chender Vorstoss wurde im Kan-
tonsparlament vor wenigen Wo-
chen eingereicht.

Ein Fumoir als Bedingung
Sollte diese Forderung in der
kantonalen Politik eine Mehrheit
finden, könnte in der Stadt Bern
die Polizeistunde fallen. «Die
Clubs sollen an den Wochenen-
den selber entscheiden, um wel-
che Zeit sie schliessen», sagt Reto
Nause. Natürlich wolle er die Po-
lizeistunde nicht auf dem kom-
pletten Stadtgebiet abschaffen.
«Aber im Bollwerk, beim City-

West, in der Aarbergergasse und
gewissen Seitengasse der oberen
Altstadt sollte dies so sein», be-
tont der Sicherheitsdirektor.

Die liberalen Öffnungszeiten
würde er an Auflagen knüpfen:
«Ein Fumoir und ein professio-
neller Securitydienst wären
Pflicht», sagt Nause. Zudem
müssten die Betreiber den Dialog
mit den Behörden und den Quar-
tierleisten zulassen.

Clubs ja, Bars nein
Über 100 Bars und Clubs besitzen
derzeit eine generelle Überzeit-
bewilligung. Sie müssen ihre To-
re erst um halb vier Uhr morgens
schliessen. Im Gegensatz zu
Clubs soll dies bei Bars so blei-
ben. «Bei den Bars will ich auch in
Zukunft gewisse Limiten auf-
rechterhalten», sagt Reto Nause.
Der Grund: «Wenn sämtliche Lo-
kale durchgehend geöffnet sind,
dann nimmt einfach die Fre-
quenz der Nachtschwärmer zu»,
sagt Nause. Sein Ziel sei aber,
dass die Nachtschwärmer den

Heimweg gestaffelt antreten.
«Das erreichen wir, wenn nicht
alle Clubs gleichzeitig um halb
vier Uhr morgens die Gäste auf
die Strasse schicken.»

«Besser als nichts»
Bei der Nachtlebenlobby stösst
Nauses Ankündigung auf verhal-
tenen Applaus. «Das Statement
vom Sicherheitsdirektor ist bes-
ser als nichts», sagt Adrian Iten,
Präsident der Bar- und Clubkom-
mission Bern. Doch man sollte
die Polizeistunde auf dem ganzen
Stadtgebiet abschaffen. «Zudem
ist es unfair, wenn man Bars an-
ders behandelt als Clubs.» Auch
Thomas Berger, Präsident des
Vereins Pro Nachtleben Bern,
sagt: «Vor allem für Lokale, die es
schon lange gibt, sollte man die
Polizeistunde auch ausserhalb
des nun vorgeschlagenen Gebie-
tes aufheben.» Für Berger wäre es
indes ein gangbarer Weg, wenn
die Behörden zuerst in einzelnen
Perimetern Erfahrungen sam-
meln. Tobias Habegger

STÄDTEVERBAND Gewalt, Lärm und Littering belasten das
Nachtleben. In einem Bericht listet der Städteverband mögliche
Massnahmen auf. Die meisten Probleme bereitet der Alkohol.

Die negativen Begleiterschei-
nungen des Nachtlebens fordern
die Städte heraus. Dies zeigt ein
Bericht des Städteverbands, der
gestern in Bern präsentiert wur-
de. Die Ursache von vermehrten
Konflikten sieht der Verband un-
ter anderem darin, dass alkoholi-
sche Getränke fast uneinge-
schränkt zur Verfügung stünden.

Die «Überalkoholisierung» sei
in allen Städten ein Problem, sag-
te der Lausanner Sicherheitsdi-
rektor Grégoire Junod (SP). Dem
vom Bund geplanten Verkaufs-
verbot von Alkohol im Detailhan-
del ab 22 Uhr steht Junod positiv
gegenüber: «Wenn Städte dies
wünschen, sollen Verkaufsverbo-
te möglich sein.» Manchmal sei
zugunsten der öffentlichen Ge-

sundheit eine Einschränkung der
Gewerbefreiheit nötig. Berns Si-
cherheitsdirektor Reto Nause
(CVP) sagte dazu: «Die Städte
brauchen grundsätzlich mehr
Handlungsspielraum.»

«Vorglühen» und Mixen
Allerdings zeigt der Bericht des
Städteverbandes auch auf, dass
Verkaufsverbote nicht der Weis-
heit letzter Schluss sind: Insbe-
sondere Jugendliche decken sich
einfach vor Verkaufsschluss mit
Alkohol ein. Das «Vorglühen» ist
für viele fester Bestandteil des
Ausgangs geworden.

In Bezug auf die Jugendlichen
nannte der Winterthurer Stadt-
präsident Michael Künzle (CVP)
ein weiteres Problem: Diese woll-

ten Orte, an denen sie nichts kon-
sumieren müssten. Deshalb wür-
den vermehrt öffentliche Plätze
in Beschlag genommen. Dies wie-
derum führe nicht selten zu Kon-
flikten mit Anwohnern. Gute Er-
fahrungen hat diesbezüglich die
Stadt Zürich mit den neu einge-
führten, relativ unkomplizierten
Jugendbewilligungen für Frei-
luftpartys gemacht.

Repression wirkt
Wie der Bericht des Städtever-
bandes weiter zeigt, helfen vor al-
lem auch repressive Instrumente
wie die Ausnüchterungszelle für
Jugendliche in der Stadt Zürich
oder das konsequente Anzeigen
von Verstössen in der Stadt
St. Gallen.

Erfolgversprechend ist neben
Polizeipräsenz auch eine enge
Zusammenarbeit zwischen Be-
hörden und Ausgehlokalen. Als

positives Beispiel wird das Si-
cherheitskonzept der Stadt Bern
genannt: Clubs erhalten nur
dann eine Überzeitbewilligung,
wenn sie gewisse Auflagen erfül-
len (siehe auch Haupttext).

In Bezug auf die Bewilligung
verlängerter Öffnungszeiten plä-
diert der Städteverband dafür,
dass die Kompetenzen möglichst
bei den Städten und nicht beim
Kanton liegen sollten. Der Aufhe-
bung der Polizeistunde steht der
Verband aber kritisch gegenüber.
Erfahrungen in Luzern zeigten,
dass es nicht weniger Nachtru-
hestörungen gebe, denn die Aus-
gänger bewegten sich über eine
längere Zeit im öffentlichen
Raum. Lausanne habe gar eine
«heure blanche» eingeführt: Um
5 Uhr schliessen die Clubs wäh-
rend einer Stunde, oder sie dür-
fen zumindest keinen Alkohol
verkaufen. sda/hae

Alkohol ist das HauptproblemBILLIGBIER ALS PROBLEM

Der Stadtberner Sicherheitsdi-
rektor Reto Nause (CVP) will Ein-
fluss nehmen auf die Verkaufs-
preise von Bier im Berner Bahn-
hof. «Wir müssen uns über die
Verkaufsstrategien einzelner
Player im Berner Bahnhof Ge-
danken machen.» Er habe nichts
dagegen, dass im Bahnhof Bier
erhältlich sei, sagt Nause. «Doch
das Billigstbier, das gewisse Lä-
den gleich palettenweise raus-
lassen, verursacht mehr als nur
Litteringprobleme in der Stadt.»

Reto Nause setzt seine Hoff-
nung in die bevorstehende Revi-
sion des nationalen Alkoholge-
setzes. «Da sollte man den Ge-
meinden gewisse Regelungs-
kompetenzen übergeben», for-
dert er. Der Bundesrat schlägt vor,
dass der Detailhandel künftig ab
22. Uhr keinen Alkohol mehr ver-
kaufen darf. Der Entwurf des
neuen Alkoholgesetzes kommt
in der Märzsession in den Stän-
derat. tob/sda

Party auf der Tanzfläche: Die Gäste trinken, tanzen, feiern. Keystone

«Die Clubs sollen an
den Wochenenden
selber entscheiden,
um welche Zeit sie
schliessen.»

Reto Nause, Gemeinderat

«Vor allem für
Lokale, die es
schon lange gibt,
sollte man die
Polizeistunde auch
ausserhalb des nun
vorgeschlagenen
Gebietes aufheben.»

Thomas Berger, Pro Nachtleben

GOLATEN Die Ortsplanungsrevision ist noch nicht unter Dach.
Kurt Walker gelangt mit seiner Beschwerde ans Bundesgericht.
Es geht um die Zonen für intensive Landwirtschaft.

Das höchste Schweizer Gericht
muss sich mit der Ortsplanungs-
revision Golaten befassen. Kurt
Walker zieht seine Beschwerde
gegen ein Urteil des Berner Ver-
waltungsgerichts weiter. Walker
bemängelt die Anordnung der
Zonen für die intensive Land-
wirtschaft, wie die Gemeindever-
sammlung sie im Juni 2010 be-
schlossen hat. Die elf ausgeschie-
denen Gebiete für Gewächshäu-
ser seien wie ein Flickenteppich
über das ganze Gemeindegebiet
verstreut, argumentiert Kurt
Walker. Die Anordnung verstosse
damit gegen das Konzentrations-
prinzip (wir berichteten).

«Das Verwaltungsgericht hat
mir in der Sache im Prinzip recht
gegeben», sagt Kurt Walker. Im
Urteil von Mitte Januar kritisier-

te das Gericht das Vorgehen der
Gemeinde dezidiert. Es sei nicht
zu übersehen, dass die Gemeinde
bei der Festlegung dieser inten-
siven Zonen wesentlich den In-
teressen der Grundeigentümer
Rechnung getragen habe, heisst
es im Entscheid. Aber dieser Ge-
sichtspunkt dürfe nicht im Vor-
dergrund stehen. Diese Zonen

müssten nach raumplanerischen
Kriterien ausgeschieden und alle
Interessen abgewogen werden.

Frage der Legitimation
Das Gericht hat jedoch die Ge-
meinde Golaten sowie das zu-
ständige Amt für Gemeinden
und Raumordnung und die kan-
tonale Gemeindedirektion nicht
zurückgepfiffen. Aus formalen
Gründen fällte es in dieser Sache
kein Urteil. Denn Walker sei nur
für eine benachbarte Parzelle
einspracheberechtigt. Für das ge-
samte Gemeindegebiet sei er da-
zu nicht legitimiert. «Das Gericht
versteckte sich hinter Formalitä-
ten und drückte sich um einen
Entscheid in der Sache», kriti-
siert Kurt Walker.

Es gehe hier um eine Grund-
satzfrage: Wer darf bei der Orts-
planung überhaupt Einsprache
machen. «Die Bevölkerung soll
bei der Mitwirkung Eingaben

machen», erklärt Walker. «Aber
wenn es dann um Entscheide
geht, hat der Einzelne nur zu den
Zonen direkt vor der Haustüre
etwas zu sagen.» Über diese Legi-
timationsfrage muss nun das
Bundesgericht befinden.

Andere Punkte sind erledigt
Die Zonen für intensive Land-
wirtschaft sind der einzige
Punkt, den Walker in seiner Be-
schwerde ans Bundesgericht wei-
terzieht. Er akzeptiert den Ein-
bezug seines Grundstücks in den
Perimeter des Ortsbildschutzes
und die Bestimmungen, wie die
Höhe der Gewächshäuser gemes-
sen wird. Das Verwaltungsge-
richt hatte Walker nur in einem
Punkt recht gegeben. Es strich ei-
nen Passus aus dem Bauregle-
ment, weil er gegen übergeordne-
tes Recht verstiess. Es ging um
Grenzabstände zur Landwirt-
schaftszone. Hans Ulrich Schaad

Bundesgericht urteilt über Treibhäuser

«Das Gericht
versteckte sich
hinter Formalitäten
und drückte sich um
einen Entscheid in
der Sache.»

Kurt Walker, Einsprecher

SBB Anders als an der Linie nach Langnau sind im Aaretal alte
Bahnbauten gleich mehrfach abgebrochen worden. Dennoch
sollen jetzt in Gümligen der Bahnhof und der Güterschuppen
auch noch verschwinden – mit dem Segen der Denkmalpflege.

Einer Perlenschnur gleich, reiht
sich an der SBB-Linie zwischen
Gümligen und Langnau ein klei-
ner Landbahnhof an den ande-
ren. Die Gebäude, die im Kern aus
der Zeit des Bahnbaus in der
zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts stammen, haben die grosse
Sanierung vor zehn Jahren über-
standen. 75 Millionen Fraken
steckten die SBB damals in die
völlig veraltete Linie, und weil
fortan vor Ort niemand mehr Sig-
nale und Weichen stellen musste,
hing das Schicksal der kleinen
Bahnhöfe plötzlich an einem sei-
denen Faden.

Trotzdem sind die schmucken
Stationsgebäude bis heute fast
vollständig erhalten geblieben.
Jenes in Worb haben die SBB vor

kurzem gar sanft saniert, sodass
es heute in frischem Glanz er-
strahlt. Das ist ganz im Sinne der
kantonalen Denkmalpflege, für
die Hans-Peter Würsten schon
vor Jahren zu Protokoll gab: «Die
alten Landbahnhöfe sind uns ein
Anliegen. Sie machen die Ge-
schichte der Linie erlebbar.»

Die moderne Teigi
Vor diesem Hintergrund lässt ein
aktuelles Bauvorhaben der SBB
aufhorchen. Es betrifft das Bahn-
hofareal Gümligen, dessen Bau-
ten noch ein paar Jahre älter sind
als die kleinen Stationen an der
Linie nach Langnau. Das Ensem-
ble besteht aus einem Güter-
schuppen sowie dem Bahnhofge-
bäude und stammt aus der Zeit,

in der die Hauptstrecke zwischen
Bern und Thun gebaut wurde. In
ähnlicher Art entstanden damals
im ganzen Aaretal Bahnhöfe und
Güterschuppen.

Doch nun sind die Tage des En-
sembles gezählt. Die SBB haben
vor, die beiden Gebäude abzu-
reissen. An die Stelle des Güter-
schuppens soll bis im Frühling
2014 ein einstöckiger Flachdach-
bau mit Reisezentrum und Shop
treten. Was genau mit dem Platz
des Bahnhofgebäudes passiert,
ist dagegen offen. Nach heutigem
Planungsstand werden die SBB
die Fläche möglichst freihalten,
damit die Reisenden besser zir-
kulieren können.

Bahnhofgebäude wie Schup-
pen seien nur noch von geringem
denkmalpflegerischem Wert, be-
gründet SBB-Sprecherin Fran-
ziska Frey die Abbruchpläne. Das
Gebäude sei im Lauf der Zeit der-
art umgestaltet worden, dass vom

ursprünglichen Chaletbau kaum
mehr viel sichtbar sei. Obendrein
sei der Sanierungsbedarf gross.

Beim Schuppen verweist Frey
auf die Umgebung, wo zurzeit der
Wohn- und Geschäftskomplex
Teigi in die Höhe wächst. Er er-
setzt eine ehemalige Teigwaren-
fabrik, die ihrerseits eines der
letzten alten Gebäude in Bahn-
hofnähe war – in dieser Situation
mache es wenig Sinn, ein an sich
intaktes Einzelobjekt aus alten
Zeiten zu bewahren, so Frey.

Dafür vielleicht in Uttigen
Nostalgiker mögen diese Ent-
wicklung bedauern, zumal an der
Strecke nach Thun schon etliche
alte Bahnbauten dran glauben
mussten. Das gilt für die Bahn-
hofgebäude gleichen Typs in Ru-
bigen und Kiesen genauso wie für
jenes in Münsingen, das als Spe-
zialität über einen Quergiebel
verfügte. Während heute in Kie-

Warum Bahnhof und Güterschuppen in Gümligen wenig Wert haben
sen gar kein Bahnhof mehr steht,
prägen in Rubigen und Münsin-
gen flache Backsteinbauten das
Bild. In Münsingen ist zudem der
alte Güterschuppen erhalten ge-
blieben. Ihm kam zugute, dass er
erstens grösser ist als sein Pen-
dant in Gümligen und zweitens in
einem Bezug zu alten Gebäuden
in der Nachbarschaft steht.

Als Bijou haben Denkmalpfle-
ge und SBB den Bahnhof Wich-
trach herausgeputzt, auch er ein
Spezialfall zwischen Bern und
Thun. In Uttigen schliesslich
steht wieder ein Bahnhof vom
selben Typ wie in Gümligen. Er
hat gute Chancen, als letzter sei-
ner Art an der Strecke erhalten zu
bleiben. Und nicht nur das: SBB-
Denkmalpfleger Hans Ulrich
Baumgartner ist guten Mutes,
dass das Gebäude mit einer Re-
novation wieder das ursprüngli-
che Aussehen erlangen kann.

Stephan Künzi

Nostalgiker mögen diese Entwicklung
bedauern, zumal an der Strecke nach
Thun schon etliche alte Bahnbauten
dran glauben mussten.

Der Schuppen wäre zwar intakt, doch vor dem Teigi-Neubau steht er isoliert.
Daher kann er verschwinden – wie der Bahnhof im Hintergrund. Urs Baumann
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